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S ie  Holsteinische Ständeversammlung hat ihre am 3. Januar 
begonnene Thätigkeit geschlossen. Vielleicht wird man am we­
nigsten an Höfen und in Regierungskreisen erwartet haben, 
daß sie sich in der Verfassungssache in einen Kongreß von D i­
plomaten verwandeln werde. So ist es aber in der That ge­
kommen; unsere in der Schrift vom November v. I .  ange­
deuteten Besorgnisse haben sich als nur zu begründet erwiesen. 
Trotz des Dunkels, worin man die Behandlung der Verfas­
sungsangelegenheit fast bis zum letzten Augenblick zu halten 
suchte, ist das Publicum doch jetzt durch den Ausschußbericht 
genügend unterrichtet, um sich eine Ansicht über die Haltung 
der Stände zu bilden.

Zum ersten Mal seit der Herrschaft der Deutschen Reaction 
war die Holsteinische Ständeversammlung in der Lage, ihr Ur- 
theil über den modernen Dänischen Gesammtstaat unumwunden 
abgeben, und ferner im Falle der Verwerfung desselben posi­
tive Vorschläge behufs einer Ordnung der Verhältnisse auf an­
derer Grundlage als auf der des Patents vom 28. Januar 
1852 machen zu können. Die Versammlung hatte die Wahl; 
sie konnte sich erklären, ob sie die Herzogthümer in einen Dä­
nischen Gesammtstaat aufgehen lassen oder Schleswig - Hol­
stein in ehrenvoller Selbstständigkeit Deutschland wiedergeben



wolle. Sie hat sich nach einer vielfach merkwürdigen Motivi- 
rung für das Erstere erklärt.

In  dem einstimmig beschlossenen Ausschußbericht heißt es 
in Betreff des Schleswig - Holsteinischen Standpunktes unter 
Anderm: „Bevor wir mit positiven Vorschlägen hervortreten, 
dürfen wir es nicht verhehlen, daß unseres Erachtens die Ver­
sammlung es offen werde auszusprechen haben, daß sie, wenn 
es ihr gestattet gewesen wäre, über jene Grundlage — das 
Januarpatent — hinauszugehen, in der Wiederherstellung der 
bis zum Jahre 1848 bestandenen altberechtigten legislativen 
und administrativen Verbindung der Herzogthümer Schleswig 
und Holstein, mit zeitgemäßen Modifikationen, das sicherste M it­
tel, ja die wesentlichste Bedingung einer zufriedenstellenden 
und dauernden Ordnung der Angelegenheiten der Monarchie 
würde gefunden haben. Diese Verbindung ist früher zu allen 
Zeiten von der Regierung als eine berechtigte und den Interes­
sen der Herzogthümer entsprechende anerkannt worden und bis 
auf die neuere Zeit unangefochten geblieben. Sie ist der An­
gelpunkt, um den sich fast die ganze Geschichte der Herzogthü­
mer bewegt. In  Uebereinstimmung mit der in den Gemüthern 
der Bewohner der Herzogthümer tief wurzelnden Ueberzeu^ung 
haben die Vertreter derselben es oft ausgesprochen, daß sie 
diese Gemeinschaft', in welcher sich dieselben Jahrhunderte hin­
durch glücklich und zufrieden gefühlt, als das größte Kleinod 
betrachten, und die seit ihrer Aufhebung gemachten Erfahrun­
gen haben es nur zu sehr bestätigt, daß sie den Werth dersel­
ben nicht überschätzt haben. Die Verbindung der Herzogthümer 
ist mit dem Rechtsbewußtsein ihrer Bewohner so verwachsen, 
daß kein Opfer von ihnen so schwer empfunden wird als jene 
Trennung, durch welche alle ihre Interessen um so tiefer ver­
letzt werden, je mehr die Verbote der Gemeinschaftlichkeit von 
Tag zu Tag auf alle geistigen und materiellen Lebensverhält-



nisse sich ausdehnen. Nicht in dem Bestehen jener Verbindung, 
sondern im Gegentheil, eben in den auf Vernichtung derselben 
gerichteten Bestrebungen ist der eigentliche Grund der seit einer 
Reihe von Jahren stattgehabten Zerwürfnisse zwischen den Herzog- 
thümern und dem Königreich und der mit dem Jahre 1848 ein­
getretenen beklagenswerthen Ereignisse zu finden, und es hat die 
Auseinanderreißung der Herzogtümer dem auf Incorporation 
des Herzogthums Schleswig gerichteten Streben nur zu sehr Vor­
schub geleistet. — Auch das Verhältniß Holsteins zum Deutschen 
Bunde kann der Verbindung desselben mit Schleswig künftig 
so wenig entgegenstehen, als dies früher der Fall war, während 
Holstein Jahrhunderte hindurch zum Deutschen Reiche, später zum 
Deutschen Bunde gehörte, und als dasselbe für eine Verbindung 
Holsteins mit Dänemark und Schleswig zu einem constitutione!- 
len Gesammtstaat als ein Hinderniß angesehen worden ist. 
Zur Aufhebung dieser Verbindung der Herzogtümer hat die 
Landesvertretung niemals ihre Zustimmung ertheilt. Die Ver­
sammlung wird unseres Erachtens hiegegen auch jetzt sich zu 
verwahren haben. Geben wir denn die Hoffnung nicht auf, 
daß jDas innigste Verlangen des Landes nach Wiederherstellung 
und zeitgemäßer Entwickelung der legislativen und admini­
strativen Verbindung der Herzogtümer Schleswig und Hol­
stein seine Befriedigung finden und daß die Regierung selbst 
in nicht ferner Zukunft erkennen möge, daß in solcher Ver­
bindung der beste Schutz für die Integrität der Monarchie, 
sowie für die wesentlichsten Interessen des Herzogthums Holstein 
zu finden sei."

Die Stände sagen also: Wir sind alle gute SchleSwig- 
Holsteiner, nur in der Wiederherstellung eines mit den Landes­
rechten übereinstimmenden Zustandes sehen wir die Möglichkeit 
einer zufriedenstellenden und dauernden Ordnung. Dies führt, 
wie wir es häufig entwickelt haben, unter Berücksichtigung der
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neuerdings im Königreiche eingetretenen Versaffungsveränderun- 
gen zu einem constitutionellen selbstständigen S ch lesw ig-H o l­
stein in  P ersonalunion  mit Dänem ark, zu einem V erhält- 
n iß , wie es zwischen Schweden und Norwegen besteht. D er 
Bericht stellt es ferner außer Zweifel, daß die Bevölkerung 
H olsteins derselben Ansicht ist, daß sie keinen Dänischen Ge- 
sammtstaat, sondern Schlesw ig-H olstein  neben D änemark will. 
W a s  kann denn die Versammlung veranlassen, ihrer Ueberzeu- 
gung in  einer so wichtigen Angelegenheit, in einem so ernsten 
Augenblick untreu  zu werden, w as giebt ihr a ls  Vertreterin 
der Interessen und des Rechtsbewußtseins des Volks den M uth , 
diesen Interessen und diesem Bewußtsein den Rücken zu wen­
den und Vorschläge zu einer neuen O rdnung  des Gesammt- 
staats zu machen, diese als Friedenswerk zu preisen und die 
H offnung auszusprechen, daß aus G rundlage derselben die Ver- 
sassungsangelegenheit Holsteins ihrer endlichen Erledigung werde 
zugesührt werden? Lassen Obstreich und P reußen  wieder wie 
im Jah re  1851 marschiren, um den D änen  die H and zu rei­
chen und das kleine Land in  ihren eisernen Armen zu erdrü­
cken? O  nein, der K riegslärm  bewegt sich in  anderer Richtung 
und die Holsteinischen S tänd e  setzen in  friedlicher Ruhe a u s ­
einander, daß sie nicht anders handeln können, weil die D ä ­
nische Regierung ihnen gesagt hat, daß sie Vorschläge zur O rd ­
nung des Gesamm tstaats v on  ihnen erw arte, wie der K önig­
liche Commissar in der ersten S itzung erklärt hat: Wünsche und 
Anträge rücksichtlich der verfassungsmäßigen S tellung  des H er­
zogthums Holstein in der Gesammtmonarchie aus der durch die 
Bekanntmachung vom 28. J a n u a r  1852 gegebenen G rundlage. 
S o  sehr es auch gewiß au s  vielen Gesichtspunkten zu tadeln 
ist, daß die R egierung der Versammlung keine bestimmten mit 
M otiven begleiteten V orlagen machte, so muß m an doch aner­
kennen, daß die S te llung  der letztem dadurch insofern nicht ver-



schlechtst, sondern verbessert ward, als man ihr für ihre Thä- 
tigkeit den weitesten Spielraum ließ.

Die Versammlung hat also die von der Regierung ausge­
sprochene Erwartung als einen sie zwangsweise bindenden Befehl 
betrachtet, und hat sich, wie der Bericht es mit großer Absichtlichkeit 
wiederholt hervorhebt, deshalb genöthigt gesehen, nach Mitteln 
zu suchen, um dem Gesammtstaat aufzuhelfen, der sich in der 
bisherigen Gestalt als unhaltbar erwiesen; ebenso oft verwahrt 
der Bericht die Versammlung dagegen, diesen gesammtstaatlichen 
Standpunkt frei gewählt zu haben. Ohne Widerspruch zu be­
fürchten, darf man aber behaupten, daß im verfassungsmäßigen 
Staatsleben ein repräsentativer Körper nicht das blinde Werk­
zeug der Regierung ist, daß es vielmehr zu dessen besonderen 
Aufgaben gehört, in den ihm durch die Verfassung gesteckten 
Grenzen der Regierung gegenüber die Rechte des von ihm ver­
tretenen Landes aufrecht zu halten, daß im Fall verschiedener 
Ansichten der Regierung und des repräsentativen Körpers es 
Pflicht des letztem ist, der erstem entgegenzutreten, ihr ver­
fassungsmäßigen Widerstand zu leisten. Gewiß wird im A ll­
gemeinen keine volksvertretende Versammlung es ablehnen 
wollen, der Regierung in Verfassungsfragen Rath zu ertheilen, 
ihr Vorschläge über eine bessere Ordnung der öffentlichen Ver­
hältnisse zu machen; ebenso gewiß ist es aber auch, daß keine 
Regierung die Besugniß hat, einer Landesversammlung zu 
sagen: „der jetzige Zustand ist unhaltbar oder wird von einer 
hohem Autorität als unhaltbar angesehen; wir gestatten es 
der Versammlung, Vorschläge rücksichtlich der ihr wünschenswerth 
scheinenden Veränderungen zu machen; w ir  befehlen ih r  aber 
zugleich, bei F o r m u l i r u n g  dieser Wünsche einen be­
stimmten S tandpu nk t  festzuhalten." Ueberzeugte sich in 
einem solchen Falle die Versammlung, daß der Standpunkt ein 
verkehrter sei, daß, wenn sie sich dazu herbeiließe, von demselben
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aus die erwarteten Vorschläge zu machen, sie in Widerspruch 
träte mit den Rechten des Volks, dessen theuerste Interessen 
opfere, so wäre es ohne Zweifel Pflicht der Versammlung, die 
Erklärung abzugeben, daß es mit ihrer amtlichen Stellung un­
vereinbar sei, Vorschläge der bestimmten Art zu überreichen. Die 
Versammlung würde es dann wahrscheinlich für eine Sache des 
Anstandes in ihrem Verhältniß zu der Regierung halten, die 
Gründe näher zu entwickeln, aus denen es ihr unmöglich sei, 
den Wünschen der Regierung zu entsprechen. Es wird wohl 
kaum von irgend einer Seite bestritten werden, daß, wenn 
unter solchen Umständen die Versammlung gehorsam dem Be­
fehle der Regierung die Vorschläge aus der von dieser ange­
gebenen Grundlage erstattete und dadurch das Land in Gefahr 
-brächte, dies, um uns nicht zu stark auszudrücken, die Dienst­
beflissenheit von Hofjunkern, aber nicht die Loyalität von Volks­
vertretern wäre. Und der Fall der Holsteinischen Ständever­
sammlung lag für sie noch günstiger, da die Regierung gar 
nicht so unverständig gewesen ist, der Versammlung etwas an­
zubefehlen, wozu sie ohne Frage nicht das Recht hatte und 
dessen Ausführung sie nicht erzwingen konnte. Sie hat sich 
dabei begnügt, zu erlauben und zu erwarten, und das 
Schlimmste, was die Versammlung zu befürchten hatte, bestand 
darin, daß der Regierungscommissar die Vorschläge, weil sie 
der Erwartung nicht entsprächen, zurückweisen würde. So ein­
fach und ungefährlich war die formelle Lage der Sache.

Die Ständeversammlung sagt nun selbst, daß die Landes­
vertretung zur Aufhebung der legislativen und administrativen 
Verbindung der Herzogthümer niemals ihre Zustimmung ge­
geben hat, sie legt ausdrücklich gegen die Aufhebung Protest 
ein. Daraus folgt, was ja auch anderweitig sattsam bekannt 
ist, daß die Landesvertretung ebenfalls niemals zu dem Patent 
vom 28. Januar 1852 und zu dem auf Grundlage desselben
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errichteten Dänischen Gesammtstaat ihre Zustimmung ertheilt 
hat, wie eine solche denn auch niemals weder von der Schles- 
wigschen noch von der Holsteinischen Versammlung verlangt ist. 
Das Patent hat verfassungsmäßig keine bindende Kraft. Die 
Ständeversammlung war daher in der glücklichen Lage, in der 
Vertretung des Rechts und der Interessen des Landes unbe­
hindert zu sein; sie hatte keinen Theil an dem Unglück, was 
über das Land gekommen, sie hatte ein gutes Gewissen und 
konnte frei und laut ihre Stimme erheben für das von ihr 
erkannte sicherste M ittel, für die von ihr betonte wesentlichste 
Bedingung, die Angelegenheiten der Monarchie zufriedenstellend 
und dauernd zu ordnen. Sie hat aber dennoch die von der 
Regierung erwarteten Vorschläge gemacht, um, wie sie sagt, 
durch ihre Beschlüsse zur Ausführung der in Gemäßheit der 
Bekanntmachung vom 28. Januar 1852 zwischen den pacis- 
cirenden Mächten getroffenen Verabredungen die Friedenshand 
zu bieten, und weil ihr dieser Standpunkt von der Regierung 
angewiesen sei. Anstatt zu erklären, daß sie sich zu ihrem Be­
dauern nicht in der Lage befinde, der Erwartung der Regie­
rung zu entsprechen, zur Reconstruirung des Gesammtstaats 
hülfreiche Hand zu leisten, und zugleich auszuführen, daß sie 
dies deshalb nicht könne, weil sie in Uebereinstimmung mit 
der tief wurzelnden Ueberzeugung und dem Rechtsbewußtsein 
des Volks an der Verbindung der Herzogthümer fefthalten 
müsse, und weil sie es ferner für unmöglich erkannt habe, in 
jenem Patent die Grundlage einer neuen dauernden und zu­
friedenstellenden Ordnung der Dinge zu finden, legt sie es trotz 
alledem der Regierung ans Herz, nach ihrer, der Versammlung, 
gesammtstaatlichen Auslegung des Patents den Gesammtstaat 
Dänemark auf neue Basen zu stellen. Möglich, daß nach Er­
stattung eines solchen Gutachtens die Regierung dasselbe zurück­
gewiesen und nach Analogie früherer Vorkommnisse Noten an
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bie M ächte geschrieben hätte, daß die Holsteinischen S tä n d e  ihre 
Befugnisse überschritten. D a ß  der praktische W erth  des G u t ­
achtens, mochte es angenom m en oder zurückgewiesen sein, der­
selbe geblieben w äre , w ird w ohl K einer bezweifeln, und die 
S tändeversam m lung ist jedenfalls nicht in  der Lage, sich dem 
Erfolge nach ihrer W eisheit zu rühm en, seitdem m an erfahren, 
wie es ihrem gesammtstaatlichen G utachten ergangen ist.

D ie  V ersam m lung hat geg laub t, dadurch ih r Gewissen zu 
salviren, daß sie sich gegen die A ufhebung der legislativen  und 
adm inistrativen V erb indung  der H erzogthüm er verw ahrt, in  
demselben Augenblicke, in  welchem sie Vorschläge macht, welche, 
w enn sie zur A usfüh rung  kämen, die V ernichtung dieser V e r­
b indung verewigen w ürden. E s  ist schwer zu g lauben , daß 
die S tä n d e  der M einu n g  gewesen sind , m it einer solchen 
V erw ahrung  irgend einen Nutzen zu stiften. V erw ahrungen , 
die m it der eigenen H a n d lu n g , deren üble Folgen m an ab­
w enden w ill, in  einem u n lö sb aren  W iderspruch stehen, sind 
schon nach dem gesunden M enschenverstand ohne alle B edeu­
tu n g ; w er zum A ufbau  des G esam m tstaats die H an d  a u s ­
streckt, kann vernünftigerweise nicht erklären, daß er seinem 
Recht au f W iederherstellung S c h le sw ig -H o ls te in s  nichts ver­
geben wolle. Ebenso w enig kann hier davon die Rede sein, 
daß die V ersam m lung sich un ter dem Drucke unwiderstehlicher 
G ew alt befunden habe, a ls  sie die gesammtstaatlichen V o r­
schläge machte. S ie  konnte das an  sie gestellte A nsinnen ab­
lehnen, m otivirt oder ohne A ngabe von G rü n den ; keine mensch­
liche G ew a lt könnte sie moralisch oder physisch zw ingen, zu 
reden , w enn sie schweigen wollte. U nd w a s  heißt es ferner, 
w enn  die V ersam m lung erklärt, die H offnung  nicht aufzugeben, 
daß das innigste V erlangen  des Landes nach W iederherstellung 
und zeitgemäßer Entwickelung der legislativen  und adm inistra­
tiven V erb indung  der H erzogthüm er seine B efriedigung finden,
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daß die Regierung selbst in nicht ferner Zukunft erkennen möge, 
daß in solcher Verbindung der beste Schutz für die Integrität 
der Monarchie, sowie für die wesentlichsten Interessen des Her­
zogthums Holstein zu finden sei, während am Schlüsse des Be­
richts die entgegengesetzte Hoffnung ausgesprochen wird, daß 
nämlich die Verfassungsangelegenheiten des Herzogthums Hol­
stein jetzt nach den gemachten gesammtstaatlichen Vorschlägen 
ihrer endlichen Erledigung würden zugeführt werden, und das 
Vertrauen, auf der Grundlage der Bekanntmachung vom 28. 
Januar 1852 eine Verfassung entworfen zu haben, durch welche 
die Selbstständigkeit und gleichberechtigte Stellung des Herzog­
thums Holstein in der Gesammtmonarchie gesichert und dasselbe 
mit den übrigen Theilen zu einem wohlgeordneten Ganzen ver­
bunden werde. Was bedeutet es endlich, wenn die Versamm­
lung behauptet, auf gesammtstaatlicher Grundlage den Frieden 
mit den Dänen zu erstreben, und ihnen in demselben Athem 
den Krieg erklärt, indem sie ihren patriotischen Gefühlen für 
Schleswig-Holstein freien Lauf läßt, an den endlichen Sieg 
der guten Sache glaubt, so fest wie an die Macht der Wahr­
heit und des Rechts? Für die Lösung dieser Räthsel und 
Widersprüche giebt es nur Einen Schlüssel, der sich jedem auf­
merksamen Leser sofort darbietet. Es gab in der Versammlung 
und in dem Ausschuß zwei Parteien; die eine wollte dem Recht 
und dem Willen des Landes einen unverhüllten Ausdruck geben, 
die andere auf gesammtstaatlicher Basis, welche diesem Recht 
und diesem Willen feindselig entgegentritt, transigiren und 
diplomatisiren. Durch welche Gründe es der zweiten Partei 
gelungen ist, die elftere zum Nachgeben zu bestimmen, darüber 
läßt sich allerdings mit Sicherheit nichts aus dem Bericht ent­
nehmen; aber außer Zweifel dürfte es sein, daß die Reserva­
tionen in Betreff des Staatsrechts der Herzogtümer, die Her­
vorhebung der Hoffnung, dasselbe in nicht ferner Zukunft wie-
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der zur Herrschaft gelangt zu sehen, innerhalb und außerhalb 
der Versammlung zur Beruhigung, wir wollten sagen zur Be- 
thörung haben dienen sollen.

Bei diesem Stand der Dinge ist es denn auch erklärlich, 
daß man die Verfassungssache von Anfang an der Oeffentlich- 
keit in einem viel stärken: Maße zu entziehen bemüht gewesen 
ist, als Geschäftsordnung und parlamentarische Sitte es mit 
sich bringen. Der Ausschuß schloß sich hermetisch, wie es 
scheint, auch«gegen die Versammlung ab, bis er sich durch das 
beklagenswerthe Kompromiß geeinigt hatte; dann begann man, 
soviel uns bekannt geworden, die einzelnen außerhalb stehen­
den Mitglieder der Versammlung für diese Art von Einigkeit 
zu gewinnen; als man damit fertig geworden, ward der Be­
richt vertheilt. In  öffentlicher Berathung war nur der Wider­
spruch des landesherrlichen Commissars zu gewärtigen. Man 
entzog sich möglichst jeder Einwirkung der öffentlichen Meinung, 
verlegte die. Verhandlungen aus den öffentlichen Sitzungen 
des Ständesaals in die geheimen Berathungen des Comitö- 
zimmers; man war sicher, daß die Gründe für Beseitigung 
des Schleswig-Holsteinischen Standpunkts als gesprochenes 
Wort verflogen, nicht actenkundig wurden. Nun, einen Eid 
der Verschwiegenheit werden ja wohl die Mitglieder nicht ge­
leistet haben, und was Einundfunfzig Menschen wissen, wird 
auf die Dauer nicht verborgen bleiben. Beide öffentliche Ver­
handlungen in Vorberathung und Schlußberathung haben wenige 
Stunden gedauert; sie beschränkten sich fast auf einige zwischen 
dem Präsidenten und dem Commissar gewechselte Reden, und 
als letzterer erklärte, daß die Regierung die Vorschläge zurück­
weise, auf die Aeußerung mehrerer Mitglieder, daß man die 
Hand zum Frieden habe bieten wollen. Einige thaten dies 
unter der Betheurung, daß es ihnen große Ueberwindung ge­
kostet habe, sich mit dem Ausschußbericht einverstanden zu er-
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klären. Ob die Versammlung glaubt, nach irgend einer Seite 
hin durch ihre Einmütigkeit imponirt zu haben, wissen wir 
nicht zu sagen.

Und welcher Art sind nun die Vorschläge der Versamm­
lung? Wir beschränken uns bei der Beantwortung dieser 
Frage auf den Hauptpunkt, auf die Stellung, welche verfassungs­
mäßig die Herzogtümer mit Einschluß von Lauenburg in Ge­
setzgebung und Verwaltung dem Königreich gegenüber in dem 
Gesammtstaat einnehmen sollen. Wie die Regierungsgewalt 
in den einzelnen Theilen der Staatsverwaltung durch constitu- 
tionelle Rechte des Volks beschränkt wird, in welchen Formen 
diese Rechte geltend zu machen sind, hat hier nur insofern ein 
Interesse, als der angegebene Hauptpunkt dadurch berührt wird.

Wir gestatten uns, in Erinnerung zu bringen, daß die 
Bewohner der Herzogthümer es nicht allein mit dem feind­
seligen Dänischen Volke, sondern auch mit einer feindseligen 
Regierungsgewalt zu thun haben, daß dies bei dem vorwiegen­
den Einfluß nationaldänischer und besonders hauptstädtischer 
Interessen und Stimmungen auf die Regierung und deren Or­
gane sich nie anders gestalten wird, so lange die Herzogthümer 
und Dänemark denselben Regenten haben, daß auch bei stren­
ger Durchführung der Personalunion, bei Trennung der Finanzen 
und der Kriegsmacht, nach Einführung eines gesonderten Jn- 
digenats die Herzogthümer die äußerste Wachsamkeit würden 
aufbieten müssen, um die offene oder verdeckte Einmischung der 
Dänen fern zu halten. Jede staatliche oder gesammtstaatliche 
Verbindung mit dem Königreich führt nothwendig zur Unter­
ordnung der Herzogthümer, weshalb sie von den Dänen er­
strebt, von den Herzogtümern zurückgewiesen wird. Es be­
greift sich leicht, daß die Dänische Herrschaft über die Herzog­
thümer zur vollsten und üppigsten Entfaltung gelangte, als nach 
Erlassung des Verfassungsgesetzes vom 2. October 1855 für
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die gemeinschaftlichen Angelegenheiten der Reichsrath in  Kopen­
hagen zusammentrat und nun eine konstitutionelle den D ä n i­
schen S ta a t  repräsentirende Versammlung mit der ganzen 
Schwere des dem Dänischen Element in der S taa tsverw a ltu n g  
gegebenen Uebergewichts die Herzogthümer vollends zu erdrücken 
drohte. D er Reichsrath mit seiner Dänischen M ajorität gab 
dem nationalen Regierungssystem gegen die Herzogthümer eine 
neue und feste Stütze; w a s  dieses System  an M ißregierung  
der Herzogthümer und namentlich S ch le sw ig s  geleistet hat, dar­
über giebt der Ausschußbericht mit seinen A nlagen ein reich­
h altiges, au s den besten Q uellen  geschöpftes M ateria l, w a s  
w ir unseren Lesern zur Beachtung empfehlen. D iejenigen  D e u t­
schen M itglieder des R eichsraths, welche sich bisher in  ihrem 
Friedensdrange der Täuschung hingegeben hatten, daß es m ög­
lich sein werde, mit den D än en  a ls S taatsan geh örigen  gem ein­
schaftlich zu rathen und zu thaten, mußten sich in  Kopenhagen  
eines Bessern überzeugen. D ie  Deutsche M in orität beging aber 
in  ihrem S treb en , den Verfassungszuständen in der Dänischen  
M onarchie, welche zur Vernichtung der letzten R egung selbst­
ständigen Lebens in  den H erzogtüm ern  führen m ußten, W a n ­
del zu schaffen, einen schweren Fehler bei Form ulirung ihres 
daraus gerichteten A ntrags. D ie  Sache w ar wenigstens jetzt 
nach allen gemachten Erfahrungen vollkommen klar, der Dänische 
Gesammtstaat w ar gerichtet, derselbe hatte sich Angesichts der 
durch ihn herbeigeführten Zustände auch für das blödeste Auge 
a ls  eine Unmöglichkeit erwiesen; das Januarpatent hatte sich 
durchaus unvermögend gezeigt, erträgliche, den natürlichen V er­
hältnissen entsprechende V erfassungs- und Verw altungseinrich­
tungen zu schaffen. Anstatt nun dies vor aller W elt offen 
auszusprechen und zugleich mit dem der Sache angemessenen 
Ernst darauf zu dringen, daß das Schlesw ig-H olstein ische  
Landesrecht zu der ihm gebührenden G eltung gebracht werde,
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es nachzuweisen, daß die reine Personalunion allein im Stande 
sei, zufriedenstellende und dauernde Zustände herbeizuführen, 
und — denn so steht die Sache in der That — das König­
reich vor dem Untergang zu retten, gab man sich in beklagens- 
werther Selbstüberhebung der Täuschung hin, daß es möglich 
sei, den Auffassungen jenes Patents eine solche Deutung zu 
geben, daß dasselbe trotz alledem einem Staatswesen zur Grund­
lage dienen könnte, welches den Herzogthümern Selbstständig­
keit und Gleichberechtigung sicherte. Niemals hat sich die Ver­
derblichkeit unsichern Tappens und halber Maßregeln in der 
Politik verderblicher erwiesen. Um zu einer ändern und für 
die Herzogthümer günstigem Interpretation des Patents zu 
gelangen, knüpfte man an eine offenbare Pflichtwidrigkeit der 
Regierung an. Diese hatte nämlich, wie bekannt, versprochen, 
die Gesammtstaatsverfassung dem Dänischen Reichsrath zur Be- 
schlußnahme, den Ständeversammlungen von Schleswig und 
Holstein zur Berathung, der Ritter- und Landschaft von Lauen­
burg zur Mitwirkung vorzulegen. M it dem Dänischen Reichs­
tag hatte man die Verfassung vereinbart, den Vertretungen der 
Herzogthümer hatte man keine Gelegenheit gegeben, sich über 
dieselbe zu äußern, ja denselben jede Aeußerung bei Strafe der 
Nichtigkeit verboten. Man bildete sich nun ein, wenn nur die 
Landesvertretungen der drei Herzogthümer zu Worte kämen, 
der Gesammtstaatsverfassung durch geschickte Interpretation des 
Patents, sowie durch Berufung auf Bestimmungen des Bun­
desrechts, die aber nicht näher angegeben wurden, eine andere 
Gestalt geben zu können, und war loyal genug, sich der Hoff­
nung in die Arme zu werfen, eine andere für die Herzog­
thümer weniger verderbliche Form des Gesammtstaats gegen 
die Dänische Regierung und das Dänische Volk mit Hülfe 
des Bundestags durchsetzen zu können.

Nach dem Erscheinen der Dänischen Bekanntmachungen
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vom 6. November v. I .  lag die Gefahr nahe, daß die kleine aber 
rührige Gesammtstaatspartei in den Herzogthümern kein ihr zu Ge­
bote stehendes Mittel unversucht lassen werde, den Vorschlägen 
der Holsteinischen Ständeversammlung.in der Verfassungsfrage 
dieselbe Richtung zu geben. Wir wollten es nicht unterlassen, 
unsere Landsleute in der Versammlung vor der großen Gefahr 
zu warnen, die ihnen durch die Thätigkeit jener Partei drohte. 
W ir baten sie inständig, es sich doch klar zu machen, daß mit 
jenem ganz im Dänischen Geiste abgefaßten Patent für die 
Herzogtümer nichts zu machen sei, daß keine menschliche Weis­
heit ausreichen werde, Steine in Brod zu verwandeln, dem 
Patent eine Deutung zu geben, die den Herzogthümern auch 
nur erträgliche Zustände verschaffte; daß in den Gesetzen des 
Deutschen Bundes ebenso wenig eine Stütze zu finden sei; 
daß den Holsteinischen Ständen nichts Anderes übrig bleibe, 
als auf das landesverfassungsmäßige Recht, auf den Zustand 
vor dem Kriege zurückzugehen, dessen weitere Ausbildung zur 
Wiederherstellung der reinen Personalunion zwischen Schles­
wig-Holstein und Dänemark, zu dem völkerrechtlichen VerhLlt- 
niß führen müßte, welches die im Lauf der Jahrhunderte ent­
wickelte, allein mögliche Form des Nebeneinanderseins von 
Deutschen und Dänen auf der Cimbrischen Halbinsel sei. Wir 
haben vergeblich gewarnt. Die Dänen fügen jetzt zum Scha­
den den Spott.

Die unter dem Einfluß jener kleinen Partei stehende Hol­
steinische Ständeversammlung hat nicht allein die obigen Wider­
sprüche und Halbheiten gehäuft, sie hat auch in der Consequenz 
jenes in dem Reichsrath gestellten Minoritätsantrages sich mit 
einer zähen Selbstverleugnung abgemüht, eine Gesammtstaats- 
verfassung zu ersinnen, die allen gesunden Grundsätzen der Ver­
fassungspolitik widerspricht, mit der zu regieren geradezu un­
möglich sein würde. Der von der Versammlung genehmigte
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Bericht behauptet, daß eine Gesammtvertretung des Staats, wie 
sie im Reichsrath vorhanden gewesen, zur unbedingten Herr­
schaft des Dänenthums führe, daß man daher nach anderen 
Formen des Gesammtstaats suchen müsse, durch welche die Selbst­
ständigkeit und Gleichberechtigung aller Theile der Monarchie 
gewahrt würden. I n  dieser Behauptung liegen, wie wir häu­
fig ausgeführt, Wahrheit und Jrrthum neben einander. Ge­
wiß ist eine Staatsverfassung mit einer constitutionellen Ge­
sammtvertretung für die Herzogtümer verderblich, aber ein J rr­
thum ist es, wenn man diese Verderblichkeit nur in der Ge­
sammtvertretung des Reichsraths sieht, während jeder konstitu­
tionelle Gesammtstaat, der nicht aufgehört hat, Staat zu sein, 
welche Verfassungsform demselben auch für die gemeinschaftlichen 
Angelegenheiten gegeben sein mag, die Interessen der Her­
zogtümer, deren Selbstständigkeit und Gleichberechtigung ver­
nichtet. W ir haben früher gesagt, daß, wenn man den Staat 
oder Gesammtstaat Dänemark für die Herzogtümer zugiebt, es 
Thorheit ist, von staatlicher Selbstständigkeit der Herzogtümer 
als Theile des Staatsgebiets zu sprechen, daß es im Wesen 
des Staats liegt, daß sich in allen Angelegenheiten, die 
als Staatssachen betrachtet werden, die Theile dem Ganzen 
unterordnen, und der Bericht constatirt, daß nach dem Ja­
nuarpatent im Gegensätze zu den besonderen oder provinziellen 
Angelegenheiten der einzelnen Staatstheile es mit Ausschluß der 
Domänensachen einundzwanzig Rubriken von gemeinsamen oder 
Staatsangelegenheiten giebt, die eben der selbstständigen Be­
handlung der regiminellen und repräsentativen Organe der ein­
zelnen Staatsgebiete entrückt sein sollen. Das Patent sagt, daß 
die besonderen Angelegenheiten der vier Gebiete der Monarchie 
von Specialministern und Specialvertretungen zu behandeln sind, 
rechnet zu den gemeinsamen Angelegenheiten die den Ministerien 
des Auswärtigen, der Finanzen, des Kriegs und der Marine unter-

2
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gelegten Geschäftszweige, und verspricht für die Behandlung dieser 
gemeinsamen Angelegenheiten in der constitutionellen Monarchie 
demnächst eine gemeinschaftliche Verfassung einzuführen. 
Wir glauben nicht, daß ein unbefangener Interpret eine andere 
als gemeinschaftliche Repräsentation des ganzen Staats sich 
als Ausfluß oder Theil der gemeinschaftlichen Verfassung den­
ken wird. So sagt auch das Preußische Ministerium in der 
Anlage zu der Depesche vom 30. December 1851: „Die Deut­
schen Mächte erkennen an, daß im Gefolge des anerkannten 
Jntegritätsprincips der Dänischen Gesammtmonarchie eine Ver­
tretung aller Theile dieser Monarchie in einer für die Erörterung 
und Beschlußfassung über die Gesammtinteressen bestimmten le­
gislativen Versammlung mit den Sonderrechten der deutschen Her- 
zogthümer Holstein und Lauenburg nicht unverträglich sei." Da­
gegen beruft der Bericht sich auf Aeußerungen in der Depesche des 
Oestreichischen Ministeriums vom 26. December und deren Bei­
lage, aus welchen hervorgehen soll, daß alle Theile der Monarchie 
einen Anspruch auf vollständige Selbstständigkeit und Gleichbe­
rechtigung haben, daß diese die Grundlage bilden, auf welchen 
die gemeinschaftliche Verfassung hätte aufgeführt werden müssen. 
W ir überlassen unseren Lesern die Entscheidung, ob die Worte 
in der Depesche des Fürsten Schwarzenberg „die Erhaltung 
selbstständiger Verfassungs- und Verwaltungseinrichtungen in 
den verschiedenen Landestheilen, unbeschadet der im Mittelpunkt 
vereinigten Leitung ihrer gemeinsamen Angelegenheiten, erachten 
wir für eine unerläßliche Bedingung der Befestigung der innern 
Ruhe der Monarchie," mit der Aeußerung des Preußischen M i­
nisteriums in Widerspruch stehen, und ob ferner anznnehmen ist, 
daß die unbestimmten Worte in der Anlage zu jener Depesche: 
„Se. Majestät der Kaiser sprechen die Erwartung aus, daß der 
König, gleichwie in der Frage der künftigen Organisation der 
Monarchie, so auch in der einstweiligen Leitung der Staatsge-
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schäfte die den verschiedenen Landestheilen gebührende Stellung 
als Gliedern eines Ganzen, in welchem kein Theil dem ändern 
untergeordnet ist, durch entsprechende Einrichtungen mit gleichmä­
ßiger Sorgfalt zu wahren wissen werde," in Verbindung mit den 
obigen Sätzen ein Uebermaß von Decentralisation des Däni­
schen Staats bei Leitung der gemeinsamen Angelegenheiten ver­
langen, oder nicht vielmehr nur gleichartige Verfassungs- und 
Verwaltungseinrichtungen für die Leitung der besonderen An­
gelegenheiten der einzelnen Staatstheile.

Der Bericht erklärt nun weiter, daß wenn die Versamm­
lung ihre Vorschläge zur Einführung einer gemeinschaftlichen
Verfassung auf Bildung eines Gesammtorgans richten wollte, 
sie nach dem Princip der Selbstständigkeit und Gleichberechti­
gung als erste Forderung nur würde hinstellen können, daß
jeder der der Monarchie ungehörigen Theile, also auch das Her­
zogthum Holstein, in dem Gesammtorgan mit jedem der übri­
gen Theile eine sowohl die Gleichberechtigung als die Selbst­
ständigkeit sichernde Vertretung erhalte. Dies würde sich nur 
so realisiren lassen, daß die Vertreter jedes Theils, deren Zahl 
nach Größe des Theils verschieden sein könne, bei den Abstim­
mungen über die gemeinsamen Angelegenheiten nach Curien 
stimmten. Ein Gesammtorgan, gebildet durch eine gleiche An­
zahl von Mitgliedern aus jedem Theile der Monarchie, würde,
wenn es auch nicht gegen das Princip der Gleichberechtigung
verstieße, doch dem der Selbstständigkeit nicht entsprechen. Es 
würde nämlich, fährt der Bericht fort, in einem solchen Organ 
nur die Gesammtmonarchie als Einheit vertreten sein, wohin­
gegen die einzelnen Theile als solche in jener Einheit unterge­
ben würden. Auch die Bildung eines Organs mit zwei Kam­
mern, von denen die eine nach Staaten, die andere nach Volks­
zahl oder einer sonstigen Norm gebildet wäre, würde dem der 
Bekanntmachung vom 28. Januar 1852 zum Grunde liegenden
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Princip nicht entsprechen, indem jeder Einfluß, den die letztgedachte 
Kammer selbstständig ausübte, die Selbstständigkeit und Gleich­
berechtigung der Theile der Monarchie beeinträchtigen würde. 
Solche Vorschläge würden aber auch voraussichtlich von Seiten 
der Vertretung des Königreichs verworfen werden. Die Ver­
sammlung werde daher ihr Augenmerk darauf zu richten haben, 
ob nicht in anderer Weise den Voraussetzungen der Bekannt­
machung Genüge geleistet werden könne. Hierzu aber biete das 
Patent selbst einen Ausweg, insofern die verheißene Einführung 
einer gemeinschaftlichen Verfassung zum Zweck der Behandlung der 
gemeinschaftlichen Angelegenheiten nicht nothwendig zu einer ge­
meinschaftlichen Vertretung führe; eine Verfassung verdiene schon 
den Namen einer gemeinschaftlichen, wenn sie für alle Theile der 
Monarchie geltende gleichmäßige Vorschriften für die Behandlung 
der betreffenden Angelegenheiten enthalte, und die einzelnen Lan­
desvertretungen als die zur Geltendmachung der verfassungsmäßi­
gen Rechte bestimmten Organe constituire. Hiermit stünden auch 
die Erklärungen der Deutschen Mächte nicht in Widerspruch. 
Indem der Bericht weiter gegen eine gemeinschaftliche Vertre­
tung die Verschiedenheit der Sprache und die insularische Lage 
der Hauptstadt geltend macht, und sich endlich noch auf die Zu­
sage des Patents beruft, daß jedes der beiden Herzogthümer 
hinsichtlich seiner bisher zu dem Wirkungskreise der berathenden 
Provinzialstände gehörigen Angelegenheiten ständische Vertretung 
mit beschließender Befugniß erhalten werde, gelangt er zur Auf­
rechthaltung der Selbstständigkeit und Gleichberechtigung der 
einzelnen Theile der Monarchie in den §§. 20 und 21 des 
Entwurfs einer gemeinschaftlichen Verfassung zu folgenden Vor­
schlägen:

„Der König hat in Gemeinschaft mit den Vertretungen 
der einzelnen Länder, nämlich dem Reichstage des Königreichs 
Dänemark, den Landständen des Herzogthums Schleswig, den
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Landständen des Herzogthums Holstein, der Ritter- und Land­
schaft des Herzogthums Lauenburg die gesetzgebende Gewalt in 
allen Angelegenheiten unter folgenden näheren Bestimmungen: 
In  Betreff der allen Theilen der Monarchie gemeinschaftlichen 
Angelegenheiten sollen neue Gesetze nicht anders erlassen oder 
bestehende Gesetze nicht anders abgeändert und aufgehoben 
werden, als nach vorgängiger Zustimmung aller Landesvertre­
tungen, und es ist in den betreffenden Verfügungen auf die 
ertheilte Zustimmung derselben ausdrücklich Bezug zu nehmen. 
Es sind deshalb alle Gesetzentwürfe sämmtlichen Landesver­
tretungen auf Befehl des Königs von der Regierung vorzu­
legen. Wenn nicht alle Vertretungen ihre Zustimmung geben, 
so ist der Gesetzvorschlag abgelehnt."

Der Bericht verkennt nicht die Schwierigkeiten solcher Ver- 
fassungsbeftimmungen, welche die Vertretung rücksichtlich der 
gemeinsamen Angelegenheiten vier selbstständigen, außer aller 
Beziehung zu einander stehenden Versammlungen überträgt, 
weist aber darauf hin, daß ein bis auf einen gewissen Grad 
ähnliches Verhältniß in allen Verfassungen mit dem Zwei­
kammersystem stattfinde. Schon in der jetzt bestehenden Ver­
fassung für das Herzogthum Holstein, sowie derjenigen für das 
Herzogthum Schleswig fände man ein ähnliches Verhältniß, 
indem daselbst den Ständen beider Herzogtümer das Recht 
der Beschlußnahme eingeräumt sei in Beziehung auf Gesetzvor­
schläge, welche eine Vermehrung der Ausgaben für die beiden 
Herzogtümern gemeinschaftlichen Einrichtungen und Anstalten 
zum Zweck hätten. Der Vorschlag, daß die Initiative zur Ein­
bringung von Gesetzentwürfen in gemeinschaftlichen Angelegen­
heiten der Regierung Vorbehalten bleibe, und der fernere, daß 
die gemeinschaftliche Angelegenheiten betreffenden Gesetzentwürfe 
nur so, wie sie von der Regierung vorgelegt wären, ange­
nommen oder abgelehnt, daß keine Aenderungövorschläge zu
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denselben gemacht werden könnten, würden wesentlich zur Er­
leichterung der Ausführung des Planes beitragen. Sei dann 
erst durch Gesetz das im §. 38 vorgeschlagene Normalreglement 
festgestellt, so werde der bei Weitem vorherrschende Theil der 
rückstchtlich der gemeinschaftlichen Angelegenheiten in Betracht 
kommenden Gesetzgebung nur in der Bewilligung von Zulage­
gesetzen bestehen, und die Regierung werde es in der Hand 
haben, die einzelnen dahin gehörigen Positionen als von ein­
ander unabhängige Gesetzvorschläge behandeln zu lassen. End­
lich wird noch ein Vorschlag dahin gemacht, daß Ausschüsse der 
Landesvertretungen zur Begutachtung von Gesetzentwürfen nach 
dem jedesmaligen Ermessen der Regierung nach Kopenhagen 
berufen werden könnten.

Vergegenwärtigen wir uns die Lage, in der jene Vor­
schläge gemacht werden. Keiner wird nach Allem, was sich in 
dem Deutsch-Dänischen Streit während der letzten Jahrzehente 
bis auf den heutigen Tag, bis auf die Verfügung des Schles- 
wigschen Ministeriums über die Vereinigung von Privaten in 
den Herzogthümern zu wissenschaftlichen, künstlerischen und volks- 
wirthschaftlichen Zwecken zugetragen hat, auch nur den gering­
sten Zweifel hegen können, daß die Dänen und die Dänische 
Regierung sich nie gutwillig herbeilassen werden, die ihnen von 
Deutschland eingeräumte Herrschaft über Schleswig-Holstein 
wieder aufzugeben, zur Feststellung von Verfassungsbestimmungen 
für den Gesammtstaat ihre Zustimmung zu ertheilen, die ihr er­
langtes Uebergewicht nur im Geringsten in Frage stellten. 
Auch für Holstein allein, wenn man den Dänen Schleswig 
als Abschlagszahlung zur willkürlichen Mißhandlung überlassen 
wollte, würde keine selbstständige, den Dänischen Einfluß aus­
schließende Regierung und Vertretung zu gewinnen sein, selbst 
wenn formell die reine Personalunion demselben eingeräumt 
würde. W ir haben es häufig cmsgeführt, weshalb Holstein
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ohne S ch lesw ig  u n te r  solcher Voraussetzung in seinen na t ionalen  
und sittlichen K rä f ten  erstarren, zu einem vom D ä n e n th u m  
überschatteten A nhängsel  des Dänischen S t a a t s  herabsinken 
würde. I s t  es n u n  aber auch durch die allerneuesten V orgänge  
außer Zweifel gestellt, daß die D ä n e n  beharrlich, wie schon 
wiederholt w ährend  der K riegsjah re ,  jede zum Frieden gebotene 
H a n d ,  die nicht U n te rw erfung  b r ing t ,  zurückweisen werden, so 
frag t sich: sind die Herzogthümer nach Allem, w a s  geschehen ist, 
augenblicklich in  der Lage, die no thwendigen B ed ingungen  ihrer 
bürgerlichen W o h l fa h r t  auch nach dem bescheidensten M a ß e  
von  den D ä n e n  erzwingen zu können? D ie  A n tw o r t  d a rau f  
ist: Nein .  D ie  S tä n d ev e rsam m lu n g  mußte daher bei ihren 
Vorschlägen zu Verfassungsbestim m ungen,  behufs M in d e ru n g  
des Dänischen Einflusses,  w enn  dieselben für den Augenblick 
nicht ebenso u n a u s f ü h r b a r  sein sollten a l s  das  S c h le s w ig -  
Holsteinische S ta a t s r e c h t ,  davon au sg e h e n ,  daß der Deutsche 
B u n d e s t a g ,  un te r  dessen Auspicien sie hande lt ,  bei dem zu er­
w artenden  W iderstand der D ä n e n  oder, w a s  dasselbe ist, ihrer 
R eg ie rung ,  im S t a n d e  sein werde, Z w a n g  gegen dieselben a u s ­
zuüben. D e r  B u n d e s ta g  ha t  sich aber die H ä n d e  gebunden, 
er hat die Bekanntmachung vom 28.  J a n u a r  1 8 5 2  a l s  mit 
den Rechten und  Interessen des B u n d e s  übereinstimmend ane r­
kannt, für ihn, fa lls  er a u f  der beschrittenen B a h n  for tw andeln  
w il l ,  hat  das  P a t e n t  bindende K raft .  E s  frag t  sich daher, 
w enn  jene Holsteinischen Vorschläge überhaupt eine B edeu tung  
haben sollen, ob sie von  der Beschaffenheit sind, daß der B u n ­
destag D ä n em ark  gegenüber erklären kann :  „ D ie  S tä n d e v e r ­
sammlung ha t  d as  P a t e n t  richtig ausgelegt, die entgegenstehende 
Dänische In te r p re t a t io n  ist offenbar verkehrt, wie dies u n w id e r­
leglich von  u n s  nachgewiesen werden kann." D ie  Holsteinische 
In te rp re ta t io n  müßte aber in  der T h a t  noch eine besondere Art  
von Unwiderleglichkeit haben, da m an  sich da rau f  gefaßt halten
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müßte, daß diese oder jene Europäische Macht sich die Erlaub- 
niß nähme, ebenfalls zu interpretiren, und bei dem geringsten 
Zweifel sich der Dänischen Auslegung anschlösse. Deutschland 
ist ja einmal so schwach gewesen, die Sache tatsächlich zu 
einer Europäischen sich gestalten zu lassen. Nach dem Mitge- 
theilten befinden wir uns nicht in der Lage, die in dem Januar­
patent versprochene gemeinschaftl iche Ver fassung,  auch 
unter Berücksichtigung der vorausgegangenen Erklärungen der 
Deutschen Mächte, anders auffassen zu können, als daß, im 
Gegensatz gegen verwaltende Minister und vertretende Ver­
sammlungen für die besonderen Angelegenheiten, eine davon 
getrennte Verwaltung durch gemeinschaftliche Minister und eine 
aus der Monarchie beschickte, aber nicht durch die selbstständig 
und von einander abgesondert bleibenden Specialvertretungen 
der einzelnen Staatstheile als solcher gebildete Reichsvertretung 
eingeführt werden sollen. W ir lassen dem Aufwand von ju ri­
stischem Scharfsinn in der Entwicklung des Gedankengangs des 
Berichts alle Gerechtigkeit widerfahren; derselbe hatte sich aber 
eine nicht zu lösende Aufgabe gestellt, die Auslegung ist ge­
künstelt und gezwungen, wird schwerlich Jemanden überzeugen, 
gewiß aber den Bundestag nicht in die Verfassung setzen, die­
selbe Dänemark und Europa gegenüber als unanfechtbar zu 
vertreten. Dazu kommt noch Eins. Früher ist es vielfach und 
zum Theil mit großer Ostentation behauptet, daß die tatsäch­
lichen Verfassungszustände in der Dänischen Monarchie mit der 
Bundesgesetzgebung im Widerspruch stünden, und daß der 
Bundestag darauf dringen werde, daß für Holstein und Lauen­
burg jene Zustände entsprechend verändert würden. W ir er­
klärten, solche Bundeögesetze nicht zu kennen, und jetzt hat auch 
die Holsteinische Versammlung keine solche aufzufinden gewußt. 
Darnach wird man wohl annehmen können, daß es keine solche 
giebt. Die Zweifel wegen der gegen das monarchische Princip
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verstoßenden Fassung des §. 5 des Verfassungsgesetzeö vom 
2 . O ctober 1855  in  B etreff des von dem jedesm aligen N ach­
folger in  der R eg ierung  zu leistenden E ides sind schon früher 
von der D änischen R eg ierung  beseitigt.

D ie  Beschwerden der beiden Berichte der S tändeversam m lung  
a u s  den J a h re n  1857 und  1859  über die Dänische W irthschaft in  
den H erzogthüm ern und namentlich in S ch lesw ig  sind lesensw erth. 
Roheste und rücksichtsloseste B evorzugung der D änischen I n t e r ­
essen in sachlichen und persönlichen F ragen , freche V erfassungs­
verletzungen und anderw eitige bru tale M inisterialw illkür, f in an ­
zielle Bedrückungen und sittliche E n tw ürd igungen  überbieten sich 
einander in endloser Folge. S o  m ußte es kommen, seitdem 
die H e rz o g tü m e r dänische P ro v in zen  sind. I m  M ittlern S c h le s ­
w ig, wo vorzugsweise der S prachzw ang ausgeüb t w ird , ist, wie 
ein R edner in  Itzehoe sagte, eine ganze G enera tion  im U nter­
gang begriffen. G e w iß , der allergeringste Theil dieser M iß ­
regierung w ürd e , von allen historischen und rechtlichen B e ­
ziehungen abgesehen, das dringendste V erlangen  der Holsteinischen 
S tä n d e  nach einer A enderung der Lage des Landes rechtfertigen.. 
A uf die Dänische R eg ierung  machen erfahrungsm äßig  solche 
Beschwerden n u r  den Eindruck, daß sie darin  eine A uflehnung 
und zugleich eine A ufforderung erblickt, a u f dem betretenen 
W ege rüstig fortzuschreiten; der B undesversam m lung gegenüber 
können sie in  zwiefacher Beziehung von B edeutung  sein. I n  
denjenigen F ä lle n , in  welchen die R eg ierung  sich offenbare 
Verletzungen der in  H olstein tatsächlich  bestehenden V erfassung 
hat zu Schulden kommen lassen, w ürden deshalb bestimmte 
Beschwerden bei der B undesversam m lung  erhoben w erden können; 
um  solche handelt es sich aber hier nicht. D ie  sämmtlichen vo r­
getragenen Anschuldigungen gegen die Dänische V erw altu n g  
können ferner a ls  ein M itte l gelten, die B undesversam m lung  
zu veranlassen, sich der Holsteinischen V erfassungsfrage von
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einem freieren und höheren S ta n d p u n k t  mit allen der N a tio n  
zu Gebote stehenden Machtmitteln anzunehmen. D a ß  diese A n ­
schuldigungen in dem Verfassungsbericht und  bei der B e h a n d ­
lung  anderer F ragen  erhoben, ist daher so sehr gerechtfertigt, 
daß Stillschweigen eine arge Pflichtverletzung gewesen wäre. 
Aber zur B ean tw o rtu n g  der Frage, ob die Holsteinischen S tä n d e  
nach dem J a n u a rp a te n t  berechtigt sind, von  der dänischen R e ­
gierung die Annahme ihrer Verfassungsvorschläge zu verlangen, 
fallen sie nicht in s  Gewicht. S i e  beweisen nicht, daß das  
P a t e n t  nach M aßgabe  des Berichts auszulegen ist, sondern 
n u r ,  daß D iejen igen , welche das  P a t e n t  genehmigten, keine 
Vorstellung davon hatten , welches Unglück den H e rz o g tü m e rn  
a u s  dem durch jene Bekanntmachung geschaffenen Gesammtstaat 
erwachsen mußte.

Aber abgesehen von allem O b ig e n ,  die V erfassungsvor­
schläge haben auch deshalb keine Aussicht, an  irgend einer 
S te l le  Berücksichtigung zu finden, weil sie an  sich u n au s fü h rb a r  
sind. D ie  vier Specia lversammlungen der vier sogenannten
Landeslheile sollen die ganze Monarchie auch in den eigent­
lichen, den Ministerien des A u s w är t ig en ,  der F inanzen , des 
Krieges und der M a r in e  zugetheilten S taa tssachen  vertreten, 
und  zwar dergestalt, daß die vier repräsentativen Körper be­
ziehungsweise in K openhagen , F len sb u rg ,  Itzehoe und Ratze­
burg tagen , und daß, w enn  nicht alle vier den Vorlagen  der 
R eg ie rung  zustimmen, diese a ls  verworfen zu betrachten sind. 
Jede  Versammlung hat also rücksichtlich der gemeinsamen Ange­
legenheiten ein l ib e r u m  ve to .  I s t  z. B .  die Ritter- und Land­
schaft für Lauenburg, mit ungefähr fuufzigtausend S e e le n ,  mit 
einer Regierungsvorlage nicht einverstanden, so hört die S t a a t s ­
maschine für die Monarchie mit ungefähr zwei und einer halben 
M i l l io n  E inw ohnern  in der bestimmten Angelegenheit zu wirken 
auf. D a s  gewählte Beispiel ist allerdings das grellste; der
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Bericht sagt auch, daß er auf Finanzvorlagen nicht passen 
würde, da Lauenburg auch für die Zukunft eine Aversional- 
summe an die Staatscasse zahlen solle. Aber diese Zahlung 
würde doch nicht alle das Finanzministerium ressortirende Sachen 
der Mitwirkung der Lauenburgischen Vertretung entziehen; die 
Finanzsachen bilden auch nicht den alleinigen Vorwurf der ge­
meinsamen Angelegenheiten, und der mögliche Widerspruch jedes 
ändern Landestheiles läßt der Sache nach die Vorschläge als 
ebenso unhaltbar erscheinen. Auch hat es zwar seine Richtig­
keit, daß das Regieren dnrch ein Normalreglement erleichtert 
wird. Aber zunächst ist doch ein Normalreglement durch die 
selbstständigen Beschlüsse der vier Vertretungen festzustellen und 
die unüberwindlichen Schwierigkeiten, welche dem Finanzmini­
sterium trotz des Normalreglements durch die Nothwendigkeit er­
wüchsen, die laufende Verwaltung, so weit sie nicht reine M in i- 
sterialsache ist, mit vier örtlich getrennten repräsentativen Körpern 
zu führen, von denen jeder Nein sagen kann, dürften wohl 
ohne weitere Erörterungen klar sein.

Daß die Gefahr einer solchen Unmöglichkeit des Regierens 
in der Dänischen Monarchie bei der Menge der wirklich oder 
vermeintlich sich entgegenstehenden und bekämpfenden Interessen 
und Strebungen der verschiedenen Provinzen noch häufiger ein- 
treten würde als anderswo unter formell gleichen Verhältnissen, 
liegt auf der Hand. Jede Regierungsvorlage würde mit M iß­
trauen ausgenommen werden, man würde sich hüben und 
drüben zuvörderst zu der genauesten Untersuchung aufgefordert 
fühlen, ob nicht der einen oder der ändern Nationalität zu 
nahe getreten sei. Um diese Gefahr zu vermindern, wird der 
Regierung allein die Initiative Vorbehalten, den Versammlungen 
das Recht genommen, Verbesserungsvorschläge zu machen. Man 
kann einräumen, daß es durch solche Beschränkungen möglich 
werde, in einzelnen Fällen die Schwierigkeiten zu beseitigen; aber
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diese immerhin gering anznschlagende Möglichkeit würde theuer 
erkauft werden. Die vier Versammlungen würden dem Schicksal 
der Postulatenlandtage nicht entgehen; von einem wechselseitigen 
heilsamen Einfluß von Regierung und Volksvertretung auf 
einander, von einer Belebung der Regierungsmaschine durch 
volksthümlichen Einfluß, von einer wirksamen Controle der 
Verwaltung durch die Landtage würde bei einer solchen Be­
schränkung der Befugnisse der letzteren kaum noch die Rede sein 
können. Wäre es wirklich formell als möglich zu denken, mit 
der vorgeschlagenen Verfassung zu regieren, so würden doch die 
Landtage sehr bald verknöchern, ihrer Thätigkeit würde alle 
Frische und Lebendigkeit abgehen, sie würden nicht im Stande 
sein, eine würdige und geachtete Stellung in Vertretung der 
allgemeinen Angelegenheiten zu behaupten. In  vielen Fällen 
würde jeder Widerspruch durch die regierungsseitige Bemerkung 
niedergeschlagen werden, daß es eine höchst verantwortliche Sache 
für die Vertretung eines vielleicht kleinen Theils der Monarchie 
sei, die ganze Staatsmaschine zum Stillstand zu bringen. Das 
Recht der Beschwerde würde begreiflich in den meisten Fällen 
nicht im Stande sein, ständische Initiative und Amendements­
recht zu ersetzen.

Um aber doch regieren zu können, würde die Verwaltung 
häufig genöthigt sein, zu verderblichen Mitteln zu greifen; es 
würde sich ein unheilbarer Krankheitszustand des öffentlichen 
Lebens ausbilden. Die Regierung würde versuchen müssen, in 
denjenigen Versammlungen, in welchen sich Widerspruch zeigte, 
sich durch alle ihr zu Gebote stehenden erlaubten und unerlaub­
ten Mittel eine Majorität zu bilden. Da, wie die Verhält­
nisse nun einmal sind und bleiben würden, anzunehmen ist, 
daß die Versammlungen der drei Herzogthümer am häufigsten 
in der Lage sein würden, sei es mit Recht oder Unrecht, ihre 
Interessen als hinter die Dänischen zurückgesetzt zu betrachten,
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so würde die Versuchung für die Regierung, die unbequemen 
Landesvertretungen zu corrumpiren, sich besonders gegen die 
Deutschen zu richten haben. Muthmaßlich würde sie vorzugs­
weise die Ausschüsse dabei ins Auge fassen, welche sie zur 
Begutachtung von Gesetzentwürfen nach Kopenhagen zu berufen 
befugt sein soll. Und wenn durch keine M ittel und Künste 
Uebereinstimmung in die Beschlüsse der vier Versammlungen zu 
bringen wäre, was bliebe der Regierung übrig, als ohne Ver­
fassung und im Widerspruch mit derselben zu regieren, und 
gelegentlich durch verdeckte oder offene Staatsstreiche das Neffus- 
gewand gänzlich abzustreifen? Man sollte denken, daß w ir in 
Deutschland zu gute Gelegenheit gehabt haben, dergleichen Zu­
stände kennen und fürchten zu lernen, als daß wir Verfassun­
gen machten, welche von vornherein die Herbeiführung der­
selben zu einer Art von Nothwendigkeit stempelten.

Zur Entkräftung solcher und ähnlicher Einwendungen 
deutet der Bericht auf das Zweikammersystem hin, mit welchem 
doch regiert werden könne. Von den gegen die Anwendbarkeit 
dieses Systems auf die Deutschen Staaten erhobenen Zweifeln 
ist hier nicht weiter zu reden; gewiß ist aber, daß man in den 
modernen Verfassungen nach Englischem Muster Sorge getra­
gen hat, eine Verständigung zwischen beiden Häusern zu erleich­
tern, durch Beschränkung der Befugnisse der ersten Kammer in 
Finanzsachen, durch gemeinschaftliche behufs Herbeiführung einer 
Vereinigung zu ernennende Commissionen it. s. w. Dann aber 
ist bei einer Vergleichung des Zweikammersystems mit den Ver­
fassungsvorschlägen der Holsteinischen Stände Folgendes zu be­
rücksichtigen. Nach jenem System ist jede der beiden Kammern 
Vertreter des ganzen Staats, und einen wie verschiedenen Ein­
fluß auch Standes- und Parteiansichten auf jede derselben aus­
üben mögen, sie repräsentiren dasselbe Gebiet, dieselbe Bevöl­
kerung, dieselben großen Interessen, und regelmäßig die Wohl-
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fahrt  und  die E h re  derselben N a t io n ;  örtliche Interessen von 
P rov inzen  u. s. w. werden im S chooß jeder K am m er a u sg e ­
kämpft und  ausgeglichen. Nach den Jtzehoer Vorschlägen wird 
jede der vier V ersam m lungen  ein verschiedenes Gebie t  und eine 
verschiedene Bevölkerung vertreten , häufig sich örtlich kreuzende 
Interessen, und sobald F ragen  in  Betracht kommen, welche die 
besondere W o h lfa h r t  und  Ehre der beiden N a tio n a l i tä ten  auch 
noch so indirect beträfen, w äre  g a r  nicht d a ra n  zu zweifeln, 
daß die Dänische Landesvertre tung  denjenigen der drei Herzog- 
thümer feindlich gegenüberstünde. D a s  Zweikammersystem führt 
ferner keine örtliche T re n n u n g  der beiden Körper herbei;  es 
giebt hunder t  M i t te l  und  Wege für die M itg lieder beider V er­
sam m lungen ,  zu einer V erständigung über b isher  streitige F ra ­
gen zu ge langen ,  w ährend  die M itg lieder der vier Landesver­
tre tungen fern von  einander S itzungen  halten sollen, der persönliche 
Verkehr der M itg lieder der verschiedenen V ersam m lungen  mit­
h in  n u r  durch Reisen und jedenfalls  n u r  in einem sehr be­
schränkten M a ß e  erfolgen könnte. D a z u  kommt, daß die 
Schwierigkeit,  mit mehreren beschließenden V ersam m lungen  zu 
regieren, mit der Z ah l  derselben in geometrischen Progressionen 
zunimmt, so daß m a n  nicht sagen kann, die Schwierigkeit,  mit 
vier solchen V ertre tungen  zu regieren, w äre  n u r  E in m a l  so 
groß, a l s  mit zweien zu regieren. M i t  einigem Schein  könnte 
m a n  a u f  Schweden Hinweisen, sofern dort die S tä n d e  des 
Reichs in  vier abgesonderten C urien  tagen. Diese Analogie 
w äre  aber auch in  der T h a t  n u r  eine scheinbare. D ie  .bekannte 
Schwerfälligkeit in den V erhand lungen  des Schwedischen Reichs­
tag s  soll durchaus nicht geleugnet w erden ,  aber es läßt sich 
doch mit demselben, w enn  auch oft mühsam regieren. D e n n  
zunächst gilt h ier,  w a s  oben von  dem Zweikammersystem im 
Gegensatz gegen die vier örtlich getrennten Landesvertre tungen 
in  der Dänischen M onarchie gesagt ist, und  die Schwedische
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Verfassung von: 7. J u n i  1809  enthält besonders ausführliche 
Bestimm ungen, wie durch erweiterte Ausschüsse und auf  anderen 
W egen namentlich in S t e u e r -  und Finanzsachen Reichs tags­
schlüsse zu erzielen sind. D ie  B eru fung  au f  die gemeinschaftlich 
von den S tändeversam m lungen  für Schleswig  und für Holstein 
zu behandelnden kümmerlichen Reste der gemeinschaftlichen Gesetz­
gebung und  V erw a l tu n g  beider Herzogthümer dürfte schwerlich 
ernstlich gemeint sein. I r r e n  wir übrigens nicht, so ist auch 
die W eishe i t  dieser Einrichtung noch kaum aus die P robe  
gestellt.

S o  ist die S tändeversam m lung , weil sie mit vollem Fug 
eine a u s  Deutschen und Dänischen M itgliedern bestehende, die 
M onarchie  vertretende Versammlung a u s  den oft angeführten 
G rü n d e n  im Interesse der Herzogthümer für unmöglich hielt, 
sich aber doch nicht entschließen konnte, es abzulehnen, behufs 
einer ändern  Construction des Dänischen Gesammtstaats V o r ­
schläge zu machen, dahin  gelangt, Verfassungsbestimmungen zur 
A nnahm e vorzulegen, deren G utheißung m an  keiner Regierung 
zumuthen kann, weil sich mit derselben nirgends, am wenigsten 
freilich in der Dänischen Monarchie würde regieren lassen. E ine  
solche über jede bisherige Vorstellung hinausgehende D ecen tra ­
lisation wäre  die O rgan isa t ion  zuerst des S ti l ls tands in  den 
S taatsgeschäften  und demnächst der C orruption  und Anarchie, 
die Perm anenz  der Staatsstreiche und deren Folgen.

E s  liegt, wie w ir  schon bemerkt haben , außerhalb des 
~ P la n e s  dieser Schr if t ,  weiter au f  die einzelnen Bestimmungen 

der vorgeschlagenen Verfassungen einzugehen; daß dieselben klar 
und übersichtlich zusammengestellt sind, w ar  zu erwarten; auch 
ist es zu loben, daß m an  sich in manchen Sätzen  möglichst dem 
Dänischen Staatsgrundgesetze angeschlossen hat. M a n  hat auch 
nach besonderen G a ra n t ie n :  für die Herzogthümer gesucht und 
eine solche in einem besonder» Jn d ig e n a t  gefunden, das  nicht
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gemeinschaftlich für beide Herzogthümer, sondern getrennt für 
jedes derselben — Lauenburg in Verbindung mit Holstein — 
sein, jedoch für Diejenigen, welche zwei Jahre auf der Univer­
sität Kiel studirt haben, gemeinschaftlich werden soll. Das Jn- 
digenat für die Officiere und Beamten im Land- und See-Etat 
soll sich auf alle Theile der Monarchie erstrecken. Das sind 
unglückselige halbe Maßregeln, wie sie sich aus dem System 
des Compromittirens ergeben; wenn man z. B. die Armee 
nicht trennt, wird sie eine Dänische bleiben, und die Regierung 
würde für die Besetzung der Officierstellen mit Dänen einen 
ostensiblen Vorwand in der unbesiegbaren Abneigung der Be­
wohner der Herzogthümer finden, in einer Dänischen Armee 
solche Stellen anzunehmen. Man hat aber auch nicht die ge­
ringste Aussicht, diese vermittelnden Vorschläge durchzusetzen, der 
Gesamintstaat mit seinen Consequenzen würde von den Dänen 
mit Erfolg solchen Versuchen entgegengesetzt werden. Eine fer­
nere Garantie glaubt man in der vorgeschlagenen Zusammen­
setzung des Geheimen Staatsraths zu finden. In  demselben 
soll der König den Vorsitz führen; Mitglieder desselben sollen 
sein der Thronfolger nach erreichter Mündigkeit, die anderen 
mündigen Prinzen des Hauses, sofern der König sie beruft; die 
vier Minister für die gemeinschaftlichen Angelegenheiten, Ein 
Minister für die besonderen Angelegenheiten des Königreichs, 
der Minister für Schleswig, der Minister für Holstein und 
Lauenburg. Von den Posten der gemeinschaftlichen Minister 
soll wenigstens Einer von einem Mann bekleidet werden, der 
das Jndigenat in den Herzogtümern Holstein und Lauenburg 
besitzt. Darnach würden von den sieben Ministern, die Sitz 
und Stimme im Geheimen Staatsrath haben, drei Deutsche 
sein müssen, vier könnten Dänen sein. Daß die Dänen eifer­
süchtig darüber wachen und es durchsetzen würden, daß dieses 
Verhältniß niemals zu Gunsten der Deutschen verändert würde,
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w ird w ohl K einer bezweifeln, welcher die K openhagener V er­
hältnisse kennt, und da m an ferner nach vieljähriger E rfah ru n g  
annehm en m uß , daß K önig  und Königliche Fam ilie sich eben­
falls den D änischen Einflüssen nicht entziehen können, so ergiebt 
sich, w ie trügerisch die H offnung  ist, daß ein nach den V o r­
schlägen der S tändeversam m lung  zusammengesetzter G eheim er 
S ta a ts r a th  den vorw iegend D änischen Interessen und Rück­
sichten an  der Spitze der V erw altu n g  einen D am m  entgegen­
setzen w ürde.

F rag t m an n u n ,  w a s  kann den Ausschuß und später die 
V ersam m lung bewogen haben , trotz ihrer bestimmten und m it 
Em phase ausgesprochenen Ueberzeugung, daß n u r  durch zeitge­
mäße W iederherstellung des verfassungsm äßigen R echtszustan­
des im Lande, oder wie es wörtlich heißt, der altberechtigten 
legislativen  und adm inistrativen V erb indung  der H erzogthüm er 
d as Glück derselben dauernd begründet werden könne, Versas- 
sungövorschläge zu m achen, die in  den T heilen , w oraus das 
entscheidende Gewicht zu legen ist, u n au sfü h rb a r sind, so finden 
w ir d a rau f, wie schon angedeutet, in  dem Bericht und  in  den 
R eden einzelner M itg lieder eine zwiefache A ntw ort. M a n  sagt 
e inm al, w ir m ußten die Vorschläge au f der gesammtstaatlichen 
G rundlage der Bekanntm achung vom 28. J a n u a r  1852  form u- 
liren, w eil die R eg ierung  es erw artete, und  zugleich hört m an 
es a ls  das entscheidende M o tiv  hervorheben, daß m an  die H an d  
zum Frieden habe bieten w ollen. W ir  versuchen es nicht, fol­
gende B ehaup tungen  m it einander in  E inklang  zu b ringen : 
„ W ir  haben so gesprochen, weil es u n s  nicht gestattet w ar, 
einen ändern S ta n d p u n k t zu w ählen , und weil w ir nicht schwei­
gen durften , also u n fre iw illig " , und w iederum : „U nser w oh l­
überlegter und mit freiem W illen  gefaßter Entschluß w a r es, 
durch V orlegung unserer gesammtstaatlichen V erfassung den 
Frieden anzubahnen." D ie  U nfreiw illigkeit w a r , w ie w ir ge-

3
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sehen haben ,  nicht vorhanden ;  beschäftigen w ir  u n s  einen A u ­
genblick mit der Friedfertigkeit der Versam m lung.

E s  ist eine schöne Sache  um  den F rieden;  jeder wohl- 
organisirte Mensch wird  den K a m p f  betrachten a ls  den W eg  
zum Frieden. W a r  aber die V ersam m lung ,  die kein persön­
liches Recht ihrer M itg lieder und kein ständisches C o rp o ra t io n s -  
recht wahrzunehmen hatte, gegenüber dem Lande H ols te in ,  das 
sie vertrat, zu solchen Friedenövorschlägen berechtigt? S i e  w a r  
es verfassungsmäßig nicht, weil sie mit keinem M a n d a t  von  
den W ä h le rn  versehen w a r ,  mit den D ä n e n  unter  jeder ihr 
gut scheinenden B ed ingung  Frieden zu schließen, zur Erreichung 
desselben einen v ierhundert jäh rigen ,  mit schweren O p fe rn  er­
w orbenen  Rechtszustand hinzugeben, die Selbstständigkeit und  
Selbstbestimmung, die ganze Persönlichkeit des Landes in dem 
Dänischen Gesammtstaat zu begraben. K e in  repräsentativer 
K örper darf sich berechtigt ha l ten ,  das  von ihm vertretene 
Land zur P ro v in z  eines ändern  S t a a t s  zu machen. S i e  w a r  
es nach dem Sittengesetz nicht, denn sie hat ohne Zweifel 
innerhalb  der Grenzen  ihrer verfassungsmäßigen Wirksamkeit 
die F örderung  des W o h le s  des Landes a l s  ihre höchste A u f ­
gabe zu betrachten, und  w e n n  sie mit  Bew ußtsein  dagegen 
h ande lt ,  so ladet sie eine schwere S chu ld  a u f  sich. S i e  erklärt 
aber selbst, daß die Wiederherstellung der b is  zum J a h r e  1848  
bestandenen altberechtigten legisla t iven und  administrativen V e r ­
b indung  der Herzogthüm er die wesentlichste B ed ingung  einer 
zufriedenstellenden und dauernden O rd n u n g  der Angelegenheiten 
der M onarchie  ist, daß d a s  Rechtsbewußtsein des Volks u n e r ­
schütterlich a n  dieser V erb in d u n g  festhalt. U nd w a s  thu t  die 
V ersam m lung?  S i e  schlägt eine Verfassung v o r ,  durch welche 
diese wesentlichste B e d in g u n g  einer zufriedenstellenden und 
dauernden S t a a t s o r d n u n g  vernichtet wird, mit  anderen W o r te n ,  
um  des Friedens willen versteht sie sich dazu, ein S ta a t s w e s e n

)



—  35 —

schaffen helfen zu wollen, das  weder zufriedenstellend noch dauernd 
ist, das  n u r  den Krieg gebären kann. D e n n  schwerlich wird 
sich die V ersam m lung  darüber täuschen, daß der Dänische G e- 
sammtstaat,  der d a s  wesentlichste Recht der Herzogthüm er und 
die wesentlichste B ed in g u n g  dauernder O r d n u n g  in  den dem 
S c ep te r  des K ö n ig s  von  D änem ark  un terw orfenen  S t a a t e n  
vernichtet, der das  Rechtsbewußtsein der B e w o h n e r  der H erzog­
thüm er schneidend verletzt, der allen natürlichen B ed in g u n g en  
der geistigen und  materiellen W o h l fa h r t  des Landes feindlich 
entgegentri t t ,  beständigen Zerwürfnissen und  endlicher gew alt­
samer Auflösung verfallen w ürde ;  daß ,  w enn  es ihr  auch ge­
lungen  ist, sich in  Friedensgedanken zu versenken, der zürnende 
Geist des Landes vielleicht augenblicklich zum S chw e igen ,  aber 
nicht zur ewigen R u h e  gebracht ist. D a s  heißt einen faulen 
Frieden  für  den flüchtigen Augenblick au f  Kosten des Glücks 
u n d  der R u h e  des Landes in  der Zukunft  schließen wollen. 
W a s  hilft die gegen die A ufhebung  der V erb indung  eingelegte 
V e r w a h r u n g ,  w a s  die ausgesprochene H o f f n u n g ,  daß die R e ­
g ierung  in nicht ferner Z ukunft  erkennen möge, daß in jener 
V erb in d u n g  der beste Schutz für  die In t e g r i t ä t  der M onarchie,  
sowie für die wesentlichsten Interessen des H erzogthnm s Holstein 
zu finden sei? G la u b t  die V ersam m lung  d enn ,  daß ,  w enn  
nach ihren Vorschlägen ein Gesammtstaat  hergestellt würde, der­
selbe nach dem Belieben der R eg ie rung  und  ohne Zustimm ung 
des Dänischen Volks aufgehoben werden könne, u m  einem 
D ä nem ark  und  S c h le sw ig -H o ls te in  P la tz  zu machen? O d e r  
macht sie sich wirklich fü r  einen solchen F al l  aus die Zustim­
m ung der D ä n e n  H o f f n u n g ?  O d e r  sind die näher charak- 
terisirten Verfassungsvorschläge vielleicht gerade deshalb so e in ­
gerichtet, um  sofort nach Herstellung des G esam m tstaa ts  die 
Unmöglichkeit desselben in  das  klarste Licht treten zu lassen?
D a s  w äre  al lerdings k ü hn ,  aber gefährlich. D e n n  abgesehen

3 *
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von allen übrigen Bedenklichkeiten gegen solche heroische E xpe­
rim ente in  S taa tssach en , auch die V ersam m lung w ird es sich 
ohne Zw eifel klar gemacht haben , daß sie keineswegs m it 
S icherheit daraus rechnen kann , das H eft in  der H an d  zu be­
halten, daß es trotz ihrer P ro testa tion , w enn  auch nicht rechtlich 
doch sactisch möglich ist, daß die R egierung die eingeleiteten 
T ran sak tio n en  mit einer gewissen W illkür behandelt, dieselben 
zum Theil ann im m t, zum T heil zurückweist. W enn  n u n  die 
R eg ierung  der Sache die W endung  gäbe, den M ächten zu er­
klären, daß allerd ings die besonderen Vorschläge über die C o n ­
struction der G esam m tstaatsverfassung unvernünftig  und u n a n ­
nehm bar w ären , daß aber doch die S tä n d e  den G esam m tstaat 
a u f G ru n d lag e  des J a n u a rp a te n ts  anerkannt h ä tten , und daß 
m an  dies acceptire, w äre dann  m it S icherheit d arau f zu rechnen, 
daß die M ächte die Dänische R eg ierung  au f den S ta n d p u n k t 
verw iesen, daß eine solche T heilung  unzulässig sei, oder daß 
die R eg ierung  die P ro testa tio n  der S tä n d e  gegen die A u f­
hebung der Landesrechte berücksichtigen müsse? G ew iß  h a t 
die V ersam m lung sich diese F rage m it N ein  beantw ortet. D e n n  
sie weiß es ohne Z w eife l, daß der, welcher sich nicht a u f eine 
achtunggebietende M acht stützen kann, daß der Schwache eine 
sichere B eu te  seiner mächtigen G egner w ird , w enn er sich nicht 
fest au f dem S tandpunk te  seines Rechts h ä lt , m it diesem zu 
feilschen beginn t; er beraubt sich dam it seiner einzigen W ehr 
und W affe. Ä a s  die Holsteinische V ersam m lung zu th un  
hatte, w a r klar vorgezeichnet, nämlich an  die von ihr abgegebene 
E rk lä ru n g , daß das S ta a ts re ch t der H erzogthüm er fest im B e ­
w ußtsein des V olks lebe, die B ed ingung  einer dauernden O rd ­
n u n g  der M onarchie sei, die fernere E rklärung  zu re ihen , daß 
sie n u r  au f dieser B asis  Verfassungsvorschläge zu machen im 
S ta n d e  sei und der A ufforderung , Vorschläge zu einer au f ge- 
sammtstaatlicher G rund lage  zu errichtenden V erfassung zu über-
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reichen, deshalb nicht entsprechen könne. Statt dessen hat sie 
sich ohne Noth auf Verhandlungen eingelassen, deren Folgen 
zu übersehen sie außer Stande ist. M it dem Einen abge­
schossenen Pfeil ist ihr Köcher geleert.

lind welchen die Begriffe und Stimmungen verwirrenden 
Eindruck muß ein solches Verfahren auf das Volk machen? 
Welche Vorstellung von der staatsrechtlichen und politischen Lage 
des Landes sollen sich einfache Leute Angesichts des Berichts 
über die Verfassungssache machen? Emphatische Geltendmachung 
des Schleswig-Holsteinischen Rechts neben Vorschlägen zu einer 
Gesammtstaatsverfassung; die Hoffnung, daß die Verfassungs- 
angelegenheiten des Herzogthums Holstein auf Grund der ge­
machten Vorschläge jetzt ihrer endlichen Erledigung werden zu­
geführt werden, neben der Hoffnung, daß in nicht ferner Zu­
kunft das innigste Verlangen des Landes nach Wiederherstellung 
der Verbindung der Herzogthümer seine Befriedigung finden 
werde! In  Wahrheit, es gehört der ganze gerade S inn und 
gesunde Verstand der Holsteiner dazu, um bei solchen Angriffen 
aus ihr Rechtsbewußtsein und politisches Gewissen nicht in 
heillose Verwirrung zu gerathen, um im Hinblick auf die ihnen 
unverständliche diplomatisirende Thätigkeit ihrer Vertreter nicht 
an Recht und Wahrheit irre zu werden. Und auf diesem tiefen 
Rechtsbewußtsein des Volks, aus der ungekünstelten und deshalb 
festen politischen Ueberzeugung, die täglich durch alle Verhält­
nisse und Vorkommnisse des Lebens, welche in den Gesichtskreis 
der Einzelnen fallen, lebendig erhalten und gestärkt wird, aus 
der aus jenem Bewußtsein und dieser Ueberzeugung hervor­
gehenden Opferbereitwilligkeit beruht zum größten Theil die 
Hoffnung aus den endlichen Sieg der Schleswig-Holsteinischen 
Sache. Uns scheint, daß diejenigen eine schwere Verantwort­
lichkeit auf sich laden, welche an die Stelle des starken Rechts-
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bewußtseins schwächliche Hoffnungen, an die Stelle der auS 
den wirklichen Dingen geschöpften Ueberzeugung diplomatische 
Velleitäten setzen.

Daß die aufgestellten Friedensvorschläge bei der Dänischen 
Regierung und dem Dänischen Volke keine friedliche Stimmung 
hervorrufen, kein Entgegenkommen finden würden, darüber 
haben sich die Holsteinischen Stände wohl schwerlich getäuscht. 
Die Regierung wird sich aber die gute Gelegenheit nicht ent­
gehen lassen, bei den Mächten und dem Bundestage ihre 
Friedensliebe in das hellste Licht zu stellen, insofern sie den 
Ständen durch die denselben in liberalster Weise eingeräumte 
Besugniß die Haud zur Versöhnung dargeboteu habe; die Natur 
der überreichten, völlig unausführbaren Verfassungsvorschläge 
wiese es nach, daß man der Regierung mit Undank gelohnt 
habe und daß jede Hoffnung verschwunden sei, durch directe 
Verhandlung mit diesen Ständen zu einem vernünftigen Abschluß 
zu gelangen. W ir glauben nicht, daß durch solche Mittheilungen 
und durch gleichzeitige Einsendung der ständischen Acten dem 
Bundestag die Behandlung der Holsteinischen Verfassungssache 
werde erleichtert oder in den europäischen Hauptstädten eine 
besonders günstige Stimmung für die Holsteinische Ständever­
sammlung werde erweckt werden. Wäre dieselbe ihren Aus­
führungen über die altberechtigte Verbindung der Herzogtümer 
gefolgt, so würde sie sich etwa so erklärt haben: „W ir sind 
keine Diplomatenversammlung, sondern die Landesversammlung 
des Herzogthums Holstein. Unsere Aufgabe ist es nicht, große 
oder kleine Diplomatie zu treiben. W ir haben innerhalb der 
Grenzen unseres Wirkungskreises Recht und Wohlfahrt des 
Landes zu schirmen. Die Regierung hat es uns anheim ge­
geben, Vorschläge zur Bildung eines Dänischen Gesammtstaats 
zu machen. Dazu sind w ir nicht im Stande, weil die Ver-
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faffung unseres Landes u n s  gestattet, gemeinschaftlich m it  dem 
H erzogthum  S ch lesw ig  unseres eigenen Rechts zu leben,  w ir  
also d as  Recht, die E h re  und  W o h lfa h r t  Holsteins  beeinträch­
tigen würden ,  w enn  w ir  die H a n d  dazu böteu, dasselbe zu einer 
P ro v in z  eines neu zu bildenden S t a a t s  zu machen. W i r  stellen 
u n s  a u f  den festen B oden  unseres Rechts und  unseres G e ­
wissens und  erklären vor aller W elt ,  daß w ir  die Bekanntmachung 
vom  2 8 .  J a n u a r  1 8 5 2 ,  welche ohne unsere verfassungsmäßige 
M i tw irk u n g  einseitig von  der R eg ie rung  erlassen ist, nicht a l s  
ein für u n s  verbindliches Gesetz betrachten und  au f  G ru n d la g e  
derselben keine Vorschläge zu einer Verfassung eines d a s  Recht 
und  die W oh lfah r t  H ols te ins  vernichtenden Dänischen Gesam mt- 
s taa ts  machen können. W i r  sprechen im Geiste unseres V olks :  
G o t t  helfe u n s ,  w ir  können nicht ande rs ."  D a s  würde viel­
leicht einen unangenehm en Eindruck in  F rankfurt  gemacht haben; 
es w äre  aber doch möglich gewesen, daß die Ansicht überwogen 
hätte, m an  habe durch den Beschluß vom 29 .  J u l i  1 852  einen 
Fehler begangen und müsse mit  allen den M itg liede rn  des 
B u n d e s  zu Gebote stehenden M i t te ln  diesen Fehler wieder gut 
zu machen suchen. I n  London würde m an vielleicht, w enn  
auch nicht gerade Lord M a lm e s b u ry ,  bei dem allmälig in  E u ro p a  
beginnenden Rücklauf der politischen S t im m u n g  die Holsteinische 
S ache  in  einem ändern  Lichte zu betrachten gelernt haben. 
„ D ie  Holsteiner halten fest an  ihren alten Rechten und  F re i­
heiten," würde m an  vielleicht denken, „sie wissen genau, w a s  sie 
w o l len ,  und lassen sich von den D ä n e n  nicht überlisten. D ie  
respectabeln Leute verdienen doch, daß m an sich genauer u m  sie 
bekümmert, umsomehr, da der Dänische Gesammtstaat eine wahre 
Last für  E u ro p a  zu werden beginnt."  Und w e n n  m a n  einmal 
a n n im m t,  daß P re u ß e n  in E r in n e r u n g  alles dessen, w a s  sich 
in  den letzten elf J a h r e n  zwischen ihm und S c h le sw ig -H o ls te in  
zugetragen ,  ernstlich und a l s  Großmacht in  V e rtre tung  sehr
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ernster und sehr großer Interessen den Entschluß faßte, den 
Herzogthümern zu ihrem Recht zu verhelfen, so würde es sich 
wahrscheinlich auch auf  gewisse nicht länger unberücksichtigt zu 
lassende S t im m u n g e n  der Deutschen N a tio n  berufen, in den 
Vorschlägen der Holsteinischen S tä n d e  aber schwerlich eine 
Unterstützung finden. D agegen  würde eine Erklärung derselben 
im Schleswig-Holsteinischen S i n n  der Preußischen Regierung 
ein willkommenes Aktenstück gewesen sein , um  die in der T ha t  
begründete B ehaup tu ng  zu unterstützen, daß acht J a h re  Dänischer 
bru taler  M ißregierung den öffentlichen Geist des Landes zu 
brechen nicht vermocht hätten, und daß es Thorheit  sei, sich dem 
G lau b en  hinzugeben, daß, nachdem die S ch lesw ig-H ols te ine r  
solche P rü fu n g e n  unerschüttert überstanden, der Dänische Ge- 
sammtstaat jemals anders  a l s  durch H a n d h ab un g  roher G ew a l t  
und naturgemäß unter steter G efahr gewaltsamer S p re n g u n g  
fortbestehen könne. D a ß  in  P a r i s  und  P e te rsb u rg  die H o l ­
steinischen u n au s fü h rb a re n  Friedensvorschläge ein besonderes 
wohlwollendes und  achtungsvolles Interesse erweckt h aben ,  ist 
nicht gerade wahrscheinlich. V iel wahrscheinlicher ist e s ,  daß 
m an  denkt: D ie  Leute sind au f  gutem W ege;  n u r  noch kurze 
W eile  uud der Dänische Gesammtstaat wird keine S chw ierig ­
keiten mehr machen.

E i n s  verdient noch besonders hervorgehoben zu werden. 
E s  ist hier nicht der O r t ,  sich weiter darüber zu verbreiten, 
welche S te l lu ng  sich die Ritterschaft seit dem letzten Schlesw ig-  
Holsteinischen Landtage des J a h r e s  1712  b is  in die neueste 
Zeit in den Herzogthümern bewahrt ha tte ;  w ir  haben a n  einem 
ändern  O r te  davon gehandelt. W o  w aren  aber zur Zeit der 
letzten Holsteinischen S tändeversam m lung  die erblichen Depositäre 
der Schleswig-Holsteinischen Landesrechte, wie die Ritterschaft 
sich selbst zu nennen liebt? W a r  denn Keiner von  ihnen  zu-
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gegen, um seine S tim m e dawider zu erheben, daß die V er­
sammlung die H and  biete zur Zerreißung der Herzogthümer 
und zum A ufbau eines Dänischen Gesammtstaats mit Inbegriff 
derselben? K einer, der sich daran erinnert hätte, wie viele 
seiner V orfahren an  der S e ite  der Schauenburger kämpfend 
gefallen, um H olsteins Recht au f Schlesw ig gegen die D änen  
zu schützen? Ih re r  zehn w aren M itglieder der Versammlung, 
drei saßen im Ausschüsse und ein V ierter führte das Präsidium . 
W a s  in dem Ausschuß geredet, wissen w ir nicht; * ib e r  in  der 
Versammlung hat K einer Protest erhoben gegen die F riedens­
vorschläge auf gesammtstaatlicher G rundlage, nicht E iner!

D ie Deutsche N a tio n , Regierungen und Volk, wird sich 
hoffentlich überzeugt haben, daß die Holsteinische S tändever­
sammlung ihre Befugnisse überschritt, a ls sie Vorschläge zu einer 
Verfassung für einen Dänischen Gesammtstaat machte. S ie  hat 
auch, und darauf ist das größte Gewicht zu legen, a u s  dem 
Bericht des Verfassuugsausschnsses selbst entnehmen können, daß 
dieser den Holsteinern das vollgültigste Zeugniß ausstellt, daß 
sie in unverbrüchlicher Treue festhalten an dem S taa tsrech t 
ihres Landes, an  dem von ihren V ätern  mit dem Schw ert er­
worbenen Recht desselben auf Schlesw ig. D er Bericht enthält 
einen beredten Protest des Volks gegen die Vorschläge des 
Ausschusses und gegen die später von der Versammlung gefaßten 
Beschlüsse. I m  Uebrigen sind alle V erhandlungen des Landtags 
von Deutschem Geiste durchweht, von tiefster brüderlicher Theil- 
nahme für das aus hundert W unden  blutende Schlesw ig. S o  
wird m an es diesseits der Elbe bald vergessen, daß in  der V er­
fassungssache ein tückischer G o tt die V ersam m lung, und in  ihr 
nicht wenige der Besten des Landes in einer unglücklichen 
S tu n d e  in  ein Labyrinth von Fehlern und Jrrthu m ern  führte.
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D a s  G u te  haben endlich die V erhand lungen  in  dieser Sache 
gehabt, daß w ir  die ganze S ta a tsk u n s t  der kleinen Gesammt- 
staatsparte i  in  Holstein kennen gelernt haben, und daß es au fs  
Neue unwiderleglich dargethan ist: Keine menschliche W eishe i t  
ist im S ta n d e ,  der unglückseligsten Schöpfung der Deutschen 
R eaction  Lebensfähigkeit zu geben; ohne den W illen  und die 
M ach t,  die Bekanntmachung vom 28. J a n u a r  1852  zu besei­
tigen, ist dem Lande nicht zu helfen.

«

Druck von j)t. B r u h n  in Braunschweig.
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